Muster-Anschreiben an Wohnungseigentümer für Abfrage von Informationen nach § 71n Abs. 2 GEG
(notwendig in allen WEG, in denen mindestens eine Etagenheizung betrieben wird)
(Hinweis: Anschreiben muss bis zum 31.12.2024 abgeschickt werden!)

An Adresse Wohnungseigentümer
Absender: Verwaltung, betreffende WEG (Anschrift)

Anforderung von Informationen nach § 71n Abs. 2 GEG

Sehr geehrter Herr XY/ sehr geehrte Frau XY,

das kürzlich novellierte Gebäudeenergiegesetz (GEG) schreibt vor, dass in Wohnungseigentümergemeinschaften, in denen Etagenheizungen betrieben werden, bestimmte Informationen über die zum Sondereigentum gehörenden Etagenheizungen von den Wohnungseigentümern abzufragen sind. Die Wohnungseigentümer sind gesetzlich verpflichtet, diese Informationen zur Verfügung zu stellen.
Wir bitten Sie deshalb, folgende Fragen zu beantworten und uns Ihre Antworten bis zum (DATUM) zuzuschicken.
(Hinweis: das Gesetz sieht eine Frist zur Beantwortung von 6 Monaten vor, es erscheint jedoch sinnvoller, mit einer deutlich kürzeren Frist (z.B. einen Monat) anzufragen, damit die Informationsabfrage rechtzeitig bearbeitet wird und nicht in Vergessenheit gerät).
In welchem Zustand befindet sich die Heizungsanlage (Etagenheizung)?
(z.B. Wird die Anlage regelmäßig gewartet? Sind in den letzten Jahren Störungen der Heizungsanlage aufgetreten? Wurden Handwerker für die Anlage beauftragt?)
Bitte listen Sie alle Bestandteile der Heizungsanlage auf 
(z.B. Gastherme mit Marke und Baujahr, Heizkörper, bestehende Leitungen)
Bitte teilen Sie mit, ob Sie Modifikationen an der Heizungsanlage durchgeführt oder beauftragt haben
(Welche Modifikationen, z.B. Austausch von Teilen, wurden vorgenommen? Wann und durch wen wurden diese installiert?)
Ist die Heizungsanlage mit Ausstattungen zur Effizienzsteigerung versehen? 
(bestehen z.B. Thermostate, Zeitschaltuhren, digitales Monitoring u.ä.? Wann wurden diese angeschafft?)

Bitte beachten Sie außerdem, dass Sie bei Ausfall einer Etagenheizung oder der Installation einer neuen Etagenheizung gesetzlich verpflichtet sind, unverzüglich die Verwaltung davon zu unterrichten, da ab dem Zeitpunkt des Austausches gesetzliche Pflichten und Fristen für die Wohnungseigentümergemeinschaft ausgelöst werden.
Die Verwaltung wird zusätzlich zu Ihren Antworten weitere Informationen vom Bezirksschornsteinfeger abfragen, alle diese Informationen aufarbeiten und Ihnen als Wohnungseigentümer anschließend in konsolidierter Form zur Verfügung stellen. Auf dieser Grundlage soll die Wohnungseigentümerversammlung einen Beschluss darüber fassen, ob weiterhin Etagenheizungen zum Einsatz kommen sollen oder diese durch eine Zentralheizung ersetzt werden. Zudem kann ein Umsetzungskonzept erarbeitet und beschlossen werden, das darstellt, wie die Anforderung des GEG, neue Heizungsanlagen zu 65% mit erneuerbaren Energien zu betreiben, erfüllt werden soll.

[bookmark: _GoBack]Wir möchten höflich darauf hinweisen, dass der Aufwand dieser Informationseinholung und Datenverarbeitung nicht von der vertraglich vereinbarten Verwaltervergütung abgedeckt ist und diese gesondert in Rechnung gestellt wird. Die Kosten belaufen sich auf ca. (…) EUR.

Wir danken Ihnen sehr für die Beantwortung dieser Fragen und bedauern den für Sie entstehenden Aufwand, den diese gesetzlichen Anforderungen verursachen.
Für Nachfragen zum Verständnis der angefragten Informationen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen 
